
9. Satzung zur Änderung der Satzung des Rettungszweckverbandes
Chemnitz - Erzgebirge über die Erhebung von Gebühren im Rettungsdienst

Tag der Ausfertigung: 19.09.2023

Gemäß § 47 Abs. 2 i. V. m. §§ 5, 6 Sächsisches Gesetz über kommunale Zusammenarbeit

(SächsKomZG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. April 2019 (SächsGVBl. S.
270), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 9. Februar 2022 (SächsGVBl. S. 134),
§ 4 Abs. 1 und Abs. 4 Sächsische Gemeindeordnung in der Fassung der Bekanntmachung

vom 9. März 2018 (SächsGVBl. S. 62), zuletzt geändert durch Artikel 17 des Gesetzes vom

20. Dezember 2022 (SächsGVBl. S. 705), §§ 2, 9 des Sächsisches Kommunalabgabengesetz

(SächsKAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. März 2018 (SächsGVBl. S. 116),
das durch Artikel 2 Absatz 17 des Gesetzes vom 5. April 2019 (SächsGVBl. S. 245) geändert

worden ist, § 32 Absatz 5 Satz 2 Sächsisches Gesetz über den Brandschutz, Rettungsdienst

und Katastrophenschutz (SächsBRKG) vom 24. Juni 2004 (SächsGVBl. S. 245, 647), zuletzt
geändert durch das Gesetz vom 25. Juni 2019 (SächsGVBl. S. 521), sowie §§ 4, 7 der
Satzung des Rettungszweckverbandes Chemnitz - Erzgebirge vom 11. Oktober 2012

(Sächsisches Amtsblatt 52/2012 vom 27. Dezember 2012, S. 1582), zuletzt geändert mit
Artikel 1 der Satzung zur zweiten Änderung der Verbandssatzung des

Rettungszweckverbands Chemnitz - Erzgebirge vom 11. September 2017 (Sächsisches
Amtsblatt 46/2017 vom 16. November 2017), hat die Verbandsversammlung des
Rettungszweckverbandes Chemnitz - Erzgebirge in ihrer Sitzung am 18.September 2023 mit
Beschluss 12/2023/B folgende 9. Satzung zur Änderung der Satzung des

Rettungszweckverbandes Chemnitz - Erzgebirge über die Erhebung von Gebühren im
Rettungsdienst beschlossen:

Artikel 1

Änderungsbestimmungen

Die Satzung des Rettungszweckverbandes Chemnitz - Erzgebirge über die Erhebung von
Gebühren im Rettungsdienst, veröffentlicht im Amtsblatt der kreisfreien Stadt Chemnitz vom

16. Oktober 2013 und Im Amtsblatt des Erzgebirgskreises Amtliche Mitteilungen des Erz-
gebirgskreises, Landkreiskurier Nr. 8/2013 vom 16. Oktober 2013 in der Fassung der 8.

Satzung zur Änderung der Satzung des Rettungszweckverbandes Chemnitz - Erzgebirge
über die Erhebung von Gebühren im Rettungsdienst veröffentlicht im Amtsblatt der kreisfreien

Stadt Chemnitz vom 30. September 2022 und im Amtsblatt des Erzgebirgskreises vom 27.
September 2022 wird wie folgt geändert:

§5
Gebühren

Inanspruchnahme des Notarzteinsatzfahrzeuges (NEF)(1)

304,30 EURa) NEF je Einsatz



b) Bereitstellung eines NEF für Sondereinsätze je
angefangene Stunde 304,30 EUR

(2) Inanspruchnahme eines Rettungswagens (RTW)

a) RTW je Einsatz 598,00 EUR

b) Bereitstellung eines RTW für Sondereinsätze je angefangene
Stunde 598,00 EUR

(3) Inanspruchnahme eines Krankentransportwagens (KTW)

a) KTW je Einsatz 210.10EUR

b) Bereitstellung eines KTW für Sondereinsätze je angefangene
Stunde 210,10 EUR

(4) Bei Fernfahrten wird zuzüglich zu dem nach Absatz 3 a) festgesetzten Gebührensatz
ab dem 151. Besetztkilometer eine Kilometerpauschale in Flöhe von 4,90 € für jeden
weiteren gefahrenen Besetztkilometer erhoben.“

Artikel 2

Inkrafttreten

Die Satzung tritt am 01.01.2024 in Kraft.

Verbandsvorsitzender



Hinweis nach § 4 Absatz 4 der Sächsischen Gemeindeordnung zur Bekanntmachung
der 9. Satzung zur Änderung der Satzung des Rettungszweckverbandes Chemnitz -

Erzgebirge über die Erhebung von Gebühren im Rettungsdienst

Zu der vorstehenden Satzung ergeht gemäß §§ 47 Abs. 2 Satz 1, § 5 Abs. 3 Satz 1
SächsKomZG i. V. mit 4 Abs. 4 Satz 4 SächsGemO in der Fassung der Bekanntmachung vom
9. März 2018 (SächsGVBI. S. 62), die zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 9. Februar

2022 (SächsGVBI. S. 134) geändert worden Ist, folgender Hinweis:

Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften zustande gekommen
sind, gelten ein Jahr nach ihrer Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande
gekommen. Dies gilt nicht, wenn
1. die Ausfertigung der Satzung nicht oder fehlerhaft erfolgt ist,
2. Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzungen, die Genehmigung oder die
Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind,
3. der Bürgermeister dem Beschluss nach § 52 Abs. 2 wegen Gesetzwidrigkeit widersprochen
hat,

4. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist
a) die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet hat oder

b) die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrift gegenüber der Gemeinde unter
Bezeichnung des Sachverhaltes, der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend
gemacht worden ist

Ist eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 3 oder 4 geltend gemacht worden, so kann auch nach
Ablauf der in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen.
Sätze 1 bis 3 sind nur anzuwenden, wenn bei der Bekanntmachung der Satzung auf die
Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- oder

Formvorschriften und die Rechtsfolgen hingewiesen worden Ist.


